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Einschulungsbestimmungen zum Schuljahr 2022/2023 

 regulär 
schulpflichtig 

im Vorjahr 
zurückgestellt/ „Korridorkind“ 

auf Antrag 
schulpflichtig 

auf Antrag schulpflichtig 
mit schulpsychologischem Gutach-

ten 
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BayEUG Art.37 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 und 2 

 

„Mit Beginn des Schuljahres werden alle Kinder 

schulpflichtig 

 

1. die bis zum 30. Juni sechs Jahre alt werden, 

 

2. die im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. Septem-

ber sechs Jahre alt werden und deren Erzie-

hungsberechtigte den Beginn der Schulpflicht 

nicht auf das kommende Jahr verschieben.“ 

 

BayEUG Art.37 Abs.1 Satz 1 Nr. 3 u. 4 

 

3. „deren Erziehungsberechtigte bereits ein-

mal den Beginn der Schulpflicht nach Nr. 2 

verschoben haben 

 

oder 

 

4. die bereits einmal nach Abs. 2 oder Abs. 4 

von der Aufnahme in die Grundschule zu-

rückgestellt wurden.“ 

 

BayEUG Art. 37 Abs.1 Satz 2 

 

„²Ferner wird auf Antrag der 

Erziehungsberechtigten ein 

Kind schulpflichtig, wenn zu 

erwarten ist, dass das Kind vo-

raussichtlich mit Erfolg am Un-

terricht teilnehmen kann.“ 

 

BayEUG Art. 37 Abs.1 Satz 2 u. 3 

 

„³Bei Kindern, die nach dem 31. Dezember 

sechs Jahre alt werden, ist zusätzliche Vo-

raussetzung für die Aufnahme in die 

Grundschule, dass in einem schulpsycholo-

gischen Gutachten die Schulfähigkeit be-

stätigt wird.“ 
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Zu. Nr. 2 

Grundlage für die Entscheidung der Erziehungsbe-

rechtigten ist die Beratung und eine Empfehlung der 

Schule 

§2 Abs. 4 Satz 2 GrSO 

 

Erziehungsberechtigte haben unter Berücksichti-

gung des §2 Abs. 4 GrSO umfassende Entscheidungs-

freiheit. Keine Begründung notwendig! 

KMS v. 22.01.2020 

 

Wenn die Erziehungsberechtigten die Einschulung 

auf das folgende Schuljahr verschieben möchten 

(„Einschulungskorridor“), müssen sie dies der Schule 

bis spätestens 10. April (2022: 11. April) schriftlich 

mitteilen. Verlängerung nicht möglich! 

Unterbleibt rechtzeitige schriftliche Mitteilung, wird 

das Kind zum kommenden Schuljahr schulpflichtig. 

§2 Abs. 4 Satz 3 und 4 GrSO 

 

Das Kind ist jetzt schulpflichtig, eine Zurückstel-

lung/ Verschiebung der Schulpflicht nur einmal 

zulässig. 

 

BayEUG Art. 41 Abs.7 bleibt unberührt (erneute 

Zurückstellung nur in besonderen Ausnahme-

fällen möglich – sonderpädagogisches Gutach-

ten UND sonderpäd. Förderung erforderlich)  

 

 

Erreichen des 6. Lebensjahres 

vom 1.10. bis 31.12 

 

Kinder, die in ihrer beobacht-

baren Entwicklung soweit 

sind, dass sie mit Erfolg am 

Unterricht teilnehmen können 

 

auf Antrag der Eltern 

 

nach 31. Juli kein Widerruf 

mehr möglich 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

Erreichen des 6. Lebensjahres nach dem 

31.12. des laufenden Jahres, keine Alters-

grenze nach unten! 

 

Auf Antrag der Eltern  

 

Antrag auf vorzeitige Einschulung spätes-

tens bei der Schulanmeldung 

 

Schulpsychologisches Gutachten notwen-

dig 

 

nach 31. Juli kein Widerruf mehr möglich 



Staatliche Schulberatungsstelle für Niederbayern, Seligenthaler Straße 36, 84034 Landshut, Telefon: 0871 430 31-0                                                           Stand: Januar 2022 
 

 

 Zurückstellung 
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BayEUG Art. 37 Abs. 2 Satz 1, 2 u. 3 

 

 „¹Ein Kind, das am 30. September mindestens sechs Jahre alt ist, kann für ein 

Schuljahr von der Aufnahme in die Grundschule zurückgestellt werden, wenn zu 

erwarten ist, dass das Kind voraussichtlich erst ein Jahr später mit Erfolg oder 

nach Maßgabe von Art. 41 Abs. 5 am Unterricht der Grundschule teilnehmen 

kann. 

²Die Zurückstellung soll vor Aufnahme des Unterrichts verfügt werden; sie ist 

noch bis zum 30. November zulässig, wenn sich erst innerhalb dieser Frist heraus-

stellt, dass die Voraussetzungen für eine Zurückstellung gegeben sind. 

³Die Zurückstellung ist nur einmal zulässig; Art. 41 Abs.7 bleibt unberührt.“ 

 

BayEUG Art. 37 Abs 4 

 

„Die zuständige Grundschule kann ein Kind, das weder die Kindertageseinrich-

tung noch einen Vorkurs nach Art. 5 Abs. 3 des Bayrischen Integrationsgesetzes 

besucht hat und bei dem im Rahmen der Schulanmeldung festgestellt wird, dass 

es nicht über die notwendigen Deutschkenntnisse verfügt, von der Aufnahme zu-

rückstellen und das Kind verpflichten, im nächsten Schuljahr eine Kindertagesein-

richtung mit integriertem Vorkurs zu besuchen.“ 
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Erreichen des 6. Lebensjahres bis zum 30. September des laufenden Jahres 

 

noch bis zum 30. November zulässig 

 

nur einmal zulässig  

 

BayEUG Art. 41 Abs.7 bleibt unberührt 

 

Erreichen des 6. Lebensjahres bis zum 30. September des laufenden Jahres 

 

weder KITA noch Vorkurs besucht 

 

unzureichende Deutschkenntnisse 

 

Verpflichtung, KITA mit integriertem Vorkurs zu besuchen unter den Vorausset-

zungen des BayEUG Art. 37 Abs. 4 auch für „Korridorkinder“ 

KMS v. 22.01.2020 

 

BayEUG Art. 41 Abs. 7 

„¹Über eine Zurückstellung von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf entscheidet die Grundschule oder die Förderschule, sofern das Kind dort angemeldet wurde.  

²Die Grundschule kann sich von der Förderschule beraten lassen. ³Eine erste Zurückstellung nach Inanspruchnahme des Art. 37 Abs. 1 Nr. 2 oder eine zweite Zurückstellung von der Aufnahme 

kann nur in besonderen Ausnahmefällen erfolgen; sie kann mit Empfehlungen zur Förderung verbunden werden. ⁴Die Förderschule ist zu beteiligen, sofern die Grundschule die von den Erzie-

hungsberechtigten gewünschte Zurückstellung ablehnt oder die Erziehungsberechtigten eine zweite Zurückstellung beantragen. ⁵Das Nähere bestimmen die Schulordnungen.“ 


